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Verantwortlichkeit für die persönliche Betreuung psychisch Kranker
Sachverhalt

In den letzten Jahren werde ich in regelmässigen Abständen mit einer Frage der Verantwortlichkeit als Beistand/Vormund konfrontiert. 

Ich betreue einige Klienten, welche alle in etwa die gleiche Problematik vorweisen. Die Betroffenen sind zwischen 20-30 Jahre alt, eine Dualdiagnose (Suchterkrankung, Psychose/Schizophrenie) liegt vor, die Krankheitseinsicht fehlt praktisch gänzlich und die Medikamenteneinnahme wird meistens nur kurzfristig akzeptiert. Es handelt sich um IV-Rentner meist ohne geregelte Tagesstruktur, selbständiges Wohnen ist nicht möglich, häufiger Wechsel von Institutionen, häufige stationäre Aufenthalte in psychiatrischen Kliniken oft mittels FFE, fehlen von Familienstrukturen und Beziehungen, anfängliche Beistandschaften werden über kurz oder lang in Vormundschaften umgewandelt.

Selbst- und Fremdgefährdendes Verhalten und die mangelnde Krankheitseinsicht der Klienten sind meistens Grundlagen, welche zu Kündigungen in den Institutionen ausserhalb der Klinik führen. Oft sind es fristlose Entlassungen. Da es fast unmöglich ist, notfallmässig  eine Nachfolgeinstitution zu finden und die Angebote aufgrund der häufigen Wechsel auch immer rarer werden, gelange ich jeweils an die zuständigen Kliniken, mit der Bitte für eine Übergangsplatzierung. Dabei werde ich immer wieder mit grosser Ablehnung empfangen. Sofern die Grundlagen für eine FFE vorliegen, zeigt sich die Situation klar. Bei Grenzfällen muss ich mich aber immer wieder mit der Aussage konfrontieren lassen, dass ich als Mandatsträger verantwortlich bin, für meine Klienten ausserhalb der Klinik eine Unterkunft zu finden. Da diese Angebote aufgrund der Problematik und der zeitlichen Situation meist nicht vorliegen, gibt es für mich nur zwei Varianten. Entweder überlasse ich meine Klienten für den Moment dem Schicksal und entlasse sie auf die „Gasse“, oder ich bemühe mich um eine Übergangslösung in der zuständigen Klinik. Anlässlich der Aufnahmegespräche geht dann das Gerangel um die geeignete Lösung los. Ich bringe dann regelmässig die Variante der „Gassenlösung“ zur Sprache und erhalte dann die Antwort, dass ich als Mandatsträger dafür die Verantwortung tragen muss. Damit gebe ich mich eigentlich nicht zufrieden, da mein Lösungsvorschlag ja der Klinikeintritt wäre und es ausserhalb der Klinik überhaupt keine Betreuungsangebote für solche Situationen gibt. Oftmals beurteile ich die Situation so, dass die Klienten eine umfassende und eng strukturierte Betreuung zum Schutz vor ihnen und ihrer Umgebung benötigen. Die Klinik fühlt sich aber nur für die Akutbehandlung als Kernaufgabe zuständig. Ich bin der Meinung, dass ich meine Verantwortung in der Unterkunfts- und Betreuungsfrage durch die Anfrage der vorübergehenden Aufnahme an die Klinik, welche zudem ja in der Situation ohne FFE auch mit Zustimmung des Klienten erfolgt (freiwilliger Eintritt), wahrnehme.

Ich hoffe, dass ich die Problematik verständlich geschildert habe und wäre Ihnen dankbar, wenn sie mir folgende Fragen beantworten können:

1. Welche Verantwortung trage ich als Beistand oder Vormund in der geschilderten Situation? 
2.   Wie weit geht die Verantwortung der Unterkunft und Betreuung des Beistandes oder 
Vormundes, wenn keine geeignete Wohnform vorliegt?

3. Ist es zulässig, dass sich Kliniken gegen einen freiwilligen Eintritt eines Klienten stellen? 
4.   Gibt es zu diesem Thema entsprechende Abhandlungen und Literatur?

Für allfällige Ergänzungen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung und bedanke mich im Voraus für Ihr Bemühen
Erwägungen

1. Steht der Bevormundete im Mündigkeitsalter, so erstreckt sich die Fürsorge auf den Schutz und Beistand in allen persönlichen Angelegenheiten (Art. 406 Abs. 1 ZGB). Liegt Gefahr im Verzug, so kann der Vormund nach den Bestimmungen über die fürsorgerische Freiheitsentziehung die Unterbringung oder Zurückbehaltung in einer Anstalt anordnen (Art. 406 Abs. 2 ZGB). Die solcherart eingewiesene Person kann jederzeit die gerichtliche Überprüfung ihrer Einweisung verlangen und jederzeit die Entlassung beantragen (Art. 397d ZGB; BGE 131 III 457). Die Tatsache, dass der Vormund bei Gefahr im Verzug eingewiesen hat, berechtigt ihn nicht, auch über die Entlassung zu entscheiden. Solange die zuständige vormundschaftliche Behörde die Einweisung des Vormundes nicht bestätigt hat, liegt die Entlassungskompetenz bei der Anstalt (Basler Kommentar ZGB I-Geiser N 20 zu Art. 397c).


2. Ob der Vormund wegen Gefahr im Verzug die entmündigte Person nach Art. 406 Abs. 2 ZGB per FFE eingewiesen hat oder ob er durch seine Überzeugungsarbeit die betreute Person zum Eintritt veranlassen konnte, ist zuweilen schwierig zu beurteilen. Bei stark schwankendem Gemüts- und Gesundheitsstatus kann das Verhalten des Mündels zweideutig oder widersprüchlich sein. Hier stellen sich für den Vormund Fragen der Verantwortlichkeit wegen rechtswidriger FFE und Schadenersatz oder Genugtuung gestützt auf Art. 429a ZGB. Solange die Einweisung materiell begründet und gerechtfertigt war, liegt selbst dann keine haftungsbegründende Widerrechtlichkeit vor, wenn die gesetzlich geforderte Dringlichkeit fehlte (ZVW 1998, 195 Nr. 13; Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 69 zu Art. 406).


3. Die sich hier offenbar eher stellende Frage betrifft das Belassen des Entmündigten ausserhalb einer Klinik. Die Haftungsbestimmungen des ZGB (Art. 426, 429a ZGB) sprechen sich darüber nicht aus. Erleidet der Entmündigte durch das Nichthandeln des Vormundes einen Schaden, dessen Ursache adäquat kausal auf das Verhalten des Vormundes zurückzuführen ist, richtet sich die Haftung nach Art. 426 ZGB. Werden dagegen Dritte geschädigt, so richtet sich nach der bundesgerichtlichen Praxis die Haftung des Vormundes und der übrigen vormundschaftlichen Organe nicht nach den Bestimmungen des Vormundschaftsrechts (BGE 2P.230/2003 in ZVW 2005 S. 139 ÜR 18-05; BGE 115 II 15,17), sondern nach den allgemeinen Regeln des Obligationenrechts sowie nach den jeweiligen Haftungsnormen des kantonalen Rechts (in der Regel Staatshaftung). Demnach bedingt Haftung ein widerrechtliches Handeln, d.h. ein Tun oder Unterlassen, das objektive gegen eine geschriebene oder ungeschriebene Norm verstösst, deren Zweck der Schutz des verletzten Rechtsgutes ist und eine rechtliche Verpflichtung zum Handeln bestanden hat (BGE 2P.230/2003). So haftete etwa ein Vormund eines Mündels, welches schon vielfach schwerer Vermögensdelikte schuldig gesprochen worden war und nach Verbüssung der Gefängnisstrafe eine buchhalterische Vertrauensstelle antrat, weil er den Arbeitgeber über die Vorstrafen und den Hang seines Mündels zu Vermögensdelikten nicht aufklärte und der Arbeitgeber zu Schaden kam (BGE 2P.230/2003).



4. Der Ruf von vormundschaftlichen Betreuungspersonen, die sozialpsychiatrischen Versorgungslücken zu schliessen, hallt schon lange und teils ohne viel Echo durchs Land. Mängel werden namentlich nach Institutionen lokalisiert, welche psychisch Kranken oder Auffälligen, welche keiner stationären medizinischen Behandlung bedürfen, aber in Tagesstrukturen eingebettet werden können, zur Verfügung stehen. Was tun, wenn die Klinik die Voraussetzungen einer stationären Behandlung verneinen, aber adäquate ambulante Angebote fehlen? Eine gewissenhafte Antwort lässt sich darauf nicht einfach finden, weil die Bewältigung solcher Situationen eine Vielzahl von begünstigenden Faktoren bedingt. Die Tagung der VSAV und der VBK vom 23./24.9.2004 hat sich diesem Themenkreis angenommen, ein Teil der Referate sind in der ZVW 2005 publiziert:

· Schallenberg, Frédéric: Steve, négligé dans sa famille, isolé au sein de l’institution, protégé en clinique, S. 1

· Bessler, Cornelia: Krankheitsbilder von jungen Menschen in der Pubertät und Adoleszenz, S. 6

· Birchler, Ursula: «Tauglichkeit» des Instrumentariums vormundschaftlicher Massnahmen zur Betreuung von Adoleszenten/jungen Erwachsenen mit psychischen Störungen, S. 20

· Felder, Helen: Aspekte der Betreuung von chronisch psychisch kranken Erwachsenen im Rahmen von vormundschaftlichen Massnahmen, S. 101  

· Nordmann, Maria-Elvira : Les adultes souffrant de troubles psychiques chroniques, S. 106

· Etter, Manuela : Diagnostics d’adultes souffrant de troubles psychiques chroniques, effets escomptés de soins apportés dans le cadre de mesures tutélaires, S. 163  

· Hubschmid, Tedy: Krankheitsbilder von chronisch psychisch kranken Erwachsenen – psychiatrische Behandlung und Erwartungen an die Betreuung im Rahmen von vormundschaftlichen Massnahmen, S. 174  


Der vorliegende Rahmen lässt keine zusammenfassende Erkenntnis aus diesen Beiträgen zu. Trotzdem sei auf folgendes hingewiesen:
a) Selbst schwierigste Krankheitsfälle lassen Perspektiven zu. Dabei können Kliniken auch in integrativer Hinsicht eine ausschlaggebende Rolle spielen, wenn nach einer stationären Behandlung und Betreuung ein sorgfältig entwickeltes Austrittskonzept erarbeitet wird, die Patienten nicht überfordert werden, ihnen wo hilfreich die Lebenssituation vereinfacht wird, sie gleichzeitig  in ihrer Autonomie gestärkt werden und die Rollen der Akteure (Arzt, Vormund etc) gut abgestimmt werden (Beitrag Schallenberg, ZVW 2005 S. 1 ff., und Hubschmid, S. 174).

b) Die Medikation von akut auffälligen Patienten nach Klinikeintritt und deren anschliessende Klinikentlassung ohne Orientierung des vormundschaftlichen Betreuers stellen,leider nicht selten, die Tiefschläge im Qualitätsmanagement vormundschaftlicher Betreuung dar. Qualitativ hochwertige Betreuungsarbeit baut auf interdisziplinär entwickelter Diagnostik, auf individualisierten therapeutischen Konzepten und auf der regelmässigen gemeinsamen Auswertung der Betreuungsarbeit mit den Betroffenen und den beteiligten Fachleuten auf, um nur einige der massgeblichen Qualitätsanforderungen anzusprechen (Beiträge Bessler, S.6 ff., und Nordmann, S. 106 ff.). Ob Erfolge erzielt werden können, hängt dabei auch von realistischen Zielsetzungen ab, welche nicht zuletzt auch auf die Versorgungslücken Rücksicht nehmen müssen (Beitrag Birchler, S. 20 ff.).
c) Die Betreuung psychisch Kranker erfordert nebst hohem Kenntnisstand über die Krankheiten der betreuten Person selbst auch viel professionelle Kreativität, Geduld und die Ausschöpfung des gesamten methodischen Repertoires, das die Verhaltensschemata der Patienten als Konstante einbezieht und eine gute Vernetzung erfordert (Beiträge Felder, S. 101, und Etter, S. 163). Zuweilen und ausnahmsweise vermag sich sogar ein Verzicht auf eine Vernetzung der verschiedenen Lebensbereiche zu rechtfertigen, wenn damit Betreuungserfolge ermöglicht oder begünstigt werden können (Beitrag Felder, S. 101 ff.).

5. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:

a) Welche Verantwortung trage ich als Beistand oder Vormund in der geschilderten Situation? 
Nach dem Dargestellten bedarf es eines detaillierten diagnostischen und therapeutischen Konzeptes im Einzelfall und einer methodisch begründeten Intervention. Wenn auffällige Klienten in Akutfällen der Klinik anvertraut werden, ohne dass vorher zwischen den beteiligten Fachleuten ein Betreuungskonzept abgesprochen werden konnte, riskieren Sie immer dieselben Drehtür-Situationen und Schuldzuweisungen. Zuweilen heisst deshalb die Devise „Zurück an den Start“ und Aufbau eines medizinischen und betreuerischen Konzeptes unter bestmöglichem Einbezug der betreuten Person. Die erwähnten Beiträge aus der ZVW 2005 bieten eventuell interessante Anregungen für den praktischen Alltag.

b) Wie weit geht die Verantwortung der Unterkunft und Betreuung des Beistandes oder Vormundes, wenn keine geeignete Wohnform vorliegt?
Das hängt von der Urteilsfähigkeit der betreuten Person und deren individuellen Bedürfnissen und Möglichkeiten ab. Wenn jemand als randständige Person weder die Voraussetzungen für eine FFE erfüllt noch bereit und in der Lage ist, sich innerhalb eines gegebenen Angebotes an Unterkunftsmöglichkeiten zu integrieren, beginnt die Verantwortlichkeit im Moment, wo die Verwahrlosung droht (Zustand, welcher mit der menschlichen Würde schlicht nicht mehr vereinbar ist). Dann dürfte allerdings auch die Voraussetzung des FFE gegeben sein. 


c) Ist es zulässig, dass sich Kliniken gegen einen freiwilligen Eintritt eines Klienten stellen? 
Ja, weil die Krankenkassen nicht verpflichtet sind, Leistungen zu erbringen, die medizinisch nicht indiziert sind. Kliniken erbringen zudem in der Regel keine sozial indizierten Dienstleistungen ohne ärztlich hinreichende Diagnose.

d) Gibt es zu diesem Thema entsprechende Abhandlungen und Literatur?
Vergleiche oben (mit allenfalls in den Beiträgen zitierten Quellen).

6. Bei dem von Ihnen angesprochenen Thema handelt es sich wohl um eine der herausfordernsten Aufgaben vormundschaftlicher Betreuungspersonen, weshalb auch die vorliegende Antwort teils in theoretische Erklärungen geflüchtet ist und stellenweise hilflos wirken mag. Das liegt in der Natur der Sache und hat den mit der Beantwortung der Fragestellung Beauftragten im Rahmen einer Kurzberatung offensichtlich an seine Grenzen gebracht.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 25.4.2007
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